Leitfaden über die neue Gesetzesregelung

(für Rechtsberater, Betreuer, engagierte Initiativen, etc.)

A)
Grundsätzlich unterscheidet die neue Regelung zwischen Personen, die vor dem 1. Mai 2004 („Altfälle“) und ab dem 1.Mai 2004 („Neufälle“) eingereist sind.
a)
„Altfälle“– vor Mai 2004 eingereist
Nach dem neuen Gesetz haben all jene Personen die vor Mai 2004 eingereist sind, die Möglichkeit einen Antrag auf Niederlassungsbewilligung -  beschränkt zu stellen. (§44 Abs. 4).

Dabei unterscheidet man ob sie selbsterhaltungsfähig (Arbeit, Versicherung, Mietwohnung, etc.) sind oder nicht.

Das Gesetz sieht vor, das für Personen die seit der Asylantragstellung ohne Unterbrechungen mind. die Hälfte des Aufenthalts rechtmäßig in Österreich aufhältig waren, in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen eine Niederlassungsbewilligung – beschränkt erteilt wird.

Für all jene Personen die nicht gearbeitet haben, kann die Selbsterhaltungsfähigkeit durch die Abgabe einer Patenschaftserklärung eines Dritten ersetzt werden (Privatperson).

Die Patenschaft kommt daher nur subsidiär zum Tragen.

Patenschaftserklärung:

3 Jahre gültig, deckt Kosten für Krankenversicherung, Unterkunft, Unterhaltsmittel und Kosten die einer Gebietskörperschaft (Gemeinde, Land, Bund) entstehen (Grundversorgung, Sozialhilfe, Schubhaft, Durchsetzung einer Abschiebung, …).

Das Eingehen einer Patenschaftserklärung kann daher zu sehr großen finanziellen Belastungen führen.

Zu beachten ist überdies, dass ein Beirat über die Patenschaftstauglichkeit urteilt.

Richtsätze für die Unterhaltsgrenze (2009):

Einzelpersonen 

772,40 €

Ehepaare


1.158 €

f. Kinder unter 24 J.

78,29 €

Niederlassungsbewilligung – beschränkt  § 44 Abs. 4 NAG 
*
beschränkt bedeutet: kein freier Arbeitsmarktzugang: Beschäftigungsbewilligung notwendig

*
quotenfrei

*
auf begründeten Antrag

*
BMI entscheidet über Antrag

*
Den Antrag kann man entweder direkt über die Behörden (Bezirkshauptmannschaft, Magistrat stellen)- ansonsten über die 
zuständigen Betreuer (NGo`s, Rechtsberater od. Rechtsanwalt) einbringen

*
bei negativer Entscheidung: keine Berufungsmöglichkeit; nur VwGH/VfGH – Beschwerde möglich

Voraussetzungen:


-  kein Vorliegen von Aufenthaltsverbot, Rückkehrverbot, Scheinehe


-  kann erteilt werden, trotz Vorliegen von: 
rechtskräftige Ausweisung in letzten 12 Monaten,



                  




Überschreitung d. Dauer d. erlaubten sichtvermerksfreien Aufenthalts,




   




Rechtskräftige Verurteilung wg. illegaler Einreise 


-  seit 1.5.2004 durchgängig in Österreich aufhältig


-  mind. Hälfte des Aufenthaltes rechtmäßig

-  Integration  (insbesondere die Selbsterhaltungsfähigkeit, die schulische und berufliche Ausbildung, die Beschäftigung und die 

   Kenntnisse der Deutschen Sprache, werden berücksichtig) 

b)
Neufälle – ab Mai 2004 eingereist
Bei „Neufällen“ (Asylantragsstellung ab 1.5.2004) wird schon im Asylverfahren über eine Ausweisung entschieden. 

Die Asylbehörde/das Asylgericht kann wie folgt entscheiden:

-
Ausweisung ist zulässig: Prinzipiell gilt dann, dass eine Antragsstellung auf Niederlassungsbewilligung nicht mehr 
möglich ist -  es sei denn, es ist eine wesentliche Sachverhaltsänderung eingetreten. Wenn keine wesentliche 
Sachverhaltsänderung eingetreten ist, wird der Antrag zurückgewiesen.

-
Ausweisung unzulässig (bei Asylanträgen zw.1.5.2004 und 31.3.2009): 


Antragstellung möglich, FrePoBehörde urteilt dann darüber, ob sie dauerhaft oder nur vorübergehend unzulässig oder 
Unzulässigkeit überhaupt noch gegeben ist. 

-
Ausweisung ist dauerhaft unzulässig (bei Asylanträge nach 1.4.2009): Niederlassungsbewilligung wird von Amts wegen 
erteilt.

-
Ausweisung ist vorübergehend unzulässig (bei Asylanträge nach 1.4.2009): Keine Abschiebung, aber auch keine 
Niederlassungsbewilligung möglich (außer bei Sachverhaltsänderung, dazu siehe oben)

Mögliche Aufenthaltstitel sind:


Niederlassungsbewilligung – unbeschränkt  § 43 Abs.2 NAG (unbeschränkt = BONUS für ausreichende Deutschkenntnisse)

*
unbeschränkt: bedeutet freien Arbeitsmarktzugang

*
quotenfrei

*
von Amts wegen: wenn Ausweisung dauerhaft unzulässig

oder auf begründeten Antrag: wenn Asylbehörden keine Ausweisung ausgesprochen haben (SID entscheidet dann darüber, Ausweisung dauerhaft oder vorübergehend unzulässig

*
1. Instanz (Antragstellung bei):  BH / Magistrat; Möglichkeit der Berufung; 2. Instanz:   BMI

V.:
-  kein Aufenthaltsverbot, Rückkehrverbot, Scheinehe


-  wg. Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens iSv  Art.3 EMRK geboten


-  Integrationsvereinbarung erfüllt (= Deutschkenntnisnachweis) oder


   bei Minderjährigkeit: bestimmter Schulpflichtbesuch / pos. Leitung in Deutsch

Niederlassungsbewilligung – beschränkt  § 44 Abs. 3 NAG

*
beschränkt: kein freier Arbeitsmarktzugang: Beschäftigungsbewilligung

*
quotenfrei

*
von Amts wegen: wenn Ausweisung dauerhaft unzulässig

oder auf begründeten Antrag: wenn Asylbehörden keine Ausweisung ausgesprochen haben (SID entscheidet dann darüber, Ausweisung dauerhaft oder vorübergehend unzulässig)

V.:
-  kein Aufenthaltsverbot, Rückkehrverbot, Scheinehe


-  wg. Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens iSv  Art.3 EMRK geboten


    Bezüglich Art. 3 EMRK wird geprüft:



1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des 


                    

    Drittstaatsangehörigen rechtswidrig war;



2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens;



3.die Schutzwürdigkeit des Privatlebens;



4.der Grad der Integration;



5.die Bindungen zum Heimatstaat des Drittstaatsangehörigen;



6.die strafgerichtliche Unbescholtenheit;



7.Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
 

       

   Einwanderungsrechts;



8.die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Drittstaatsangehörigen in einem Zeitpunkt entstand, in dem 

   

   sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.“

B)
Wichtig!

· Für all jene Personen die nach wie vor im Asylverfahren sind, BITTE AUF GAR KEINEN FALL DAS ASYLVERFAHREN VORZEITIG BEENDEN!! SIE NEHMEN SICH DIE CHANCE AUF EINEN MÖGLICHEN POSITIVEN AUSGANG DES ASYLVERFAHRENS, UND AUCH DEN SCHUTZ VOR FREMDENPOLIZEILICHEN MAßNAHMEN (ABSCHIEBUNG)

· Antragstellung verschafft keinen Schutz vor Abschiebung
· In der Zeit wo sie jedoch auf den Ausgang des Verfahrens warten, können sie die erforderlichen Dokumente (siehe Anhang) sammeln und über den zuständigen Betreuer (NGO`s, Rechtsberater, Rechtsanwalt) an den Asylgerichtshof schicken. Am besten an den zuständigen Asylrichter, wenn Name vorhanden.

· Für Personen, die nach asylgesetzlichen oder sonstigen Bestimmungen zum Aufenthalt berechtigt sind oder faktischen Abschiebeschutz genießen (also auch bei aufschiebender Wirkung durch VwGH) sind Bleiberechts-Regelungen nicht anwendbar.

· Jene Personen, bei denen das Asylverfahren schon rechtskräftig negativ abgeschlossen ist (ohne Ausweisung), müssen nicht warten bis ein Ausweisungsverfahren von der Fremdenpolizei eingeleitet wird, sondern können auch direkt einen Antrag auf Niederlassungsbewilligung einbringen. Wobei bei jeden einzelnen Fall zu prüfen ist, welche Variante sich als die sinnvollste darstellt.

· Bei jenen Personen („Neufälle“), die eine Ausweisungsentscheidung im Zuge des Asylverfahrens erhalten haben, ist zu prüfen, ob sich der Sachverhalt (in Bezug auf Art. 3 EMRK, siehe dazu oben) so wesentlich geändert hat, dass eine Antragsstellung auf aussichtsreich sein könnte.

· Wurde eine Niederlassungsbewilligung erteilt, so sind Verlängerungsanträge vor Ablauf der Frist einzubringen

C)
Neben den oben dargestellten und das „Bleiberecht“ im engeren Sinne betreffend wurde auch folgender Aufenthaltstitel neu geregelt:

Aufenthaltsbewilligung „besonderer Schutz“

Drei Fallvarianten:

1.
wenn der Drittstaatsangehörige einer Gefahr gemäß § 50 FPG ausgesetzt ist und ein 







Abschiebungsaufschub (§ 46 Abs. 3 FPG) bereits mehr als ein Mal und insgesamt 







mindestens für ein Jahr gewährt wurde;





2.
zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur 






Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im 









Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere an Zeugen oder 







Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder





3.
wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder 







nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt in der Familie wurde, eine einstweilige 







Verfügung nach § 382b EO erlassen wurde oder erlassen hätte werden können und der 






Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der Aufenthaltsbewilligung 







zum Schutz vor weiterer Gewalt  in der Familie erforderlich

D) 
Sonstiges

§ 3 Abs. 5 NAG : Nichtigerklärung von Aufenthaltstiteln durch den BMI:

· Z.1 : bei Vorliegen eines absoluten Versagungsgrundes (AV, Rückkehrverbot, Aufenthaltsehe und –Adoption)

· Z. 2 : bei Fehlen einer besonderen Voraussetzung des 2. Teils des NAG. EB : gilt insbesondere bei  „gravierenden Fehlentscheidungen“

· Z. 3 : Herbeiführung durch falsche Urkunde, falsches Zeugnis oder gerichtlich strafbare Handlung

· Rechtsgrundlage : § 68 Abs. 4 Z.4 AVG (diskussionswürdig)

· BMI kann grob rewid Bescheide aus dem Rechtsbestand entfernen

· Durchbrechung der materiellen Rechtskraft nur bei Vorliegen nachvollziehbar öfftl. Interesses

· Frist : 3 Jahre ab Entscheidung der Behörde.

§ 11 Abs. 3 NAG : Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens geboten

(Kriterienkatalog ident zu AsylG und FPG)

· Erteilung trotz  Erteilungshindernissen gemäß Abs. 1 Z.3,5 und 6 möglich (rk. Ausweisung, Überschreitung des sichtvermerksfreien Aufenthalts, Strafe wegen illegaler Einreise innerhalb der letzten 12 Monate)

· Erteilung trotz Fehlens der Voraussetzungen des Abs. 2 Z.1 bis 6 (öfftl Interesse, Unterkunft, Krankenversicherung, finanzielle Belastung, Beeinträchtigung der Beziehungen zu einem anderen Staat, Integrationsvereinbarung).

§ 20 Abs. 2 NAG : Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels :

· wird Aufenthaltstitel mehr als sechs Monate nach Ende des letzten Aufenthaltstitels – Gültigkeit des Aufenthaltstitels beginnt mit dem Ausstellungsdatum.

· Behörde hat rechtmäßigen Aufenthalt während des Zwischenzeitraums vAw bescheidmäßig festzustellen. Gebührenfrei!!

§ 21 Abs. 3 NAG: Zulassung der Inlandsantragstellung:

· über begründeten Antrag

· im erstinstanzlichen Verfahren. Belehrungspflicht.

· Wenn Ausreise zur Antragstellung nachweislich nicht möglich oder nicht zumutbar ist

· Bei unbegleiteten Mj. Zur Wahrung des Kindeswohles

· Zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8 EMRK.

· War bisher nur nach § 74 NAG vAw. Möglich.

· Voraussetzung ist, dass gleichzeitig oder vorher ein Erstantrag gestellt wird.

· EB : das Doppelantragsverbot gilt hier naturgemäß nicht (?!)

· Kein Vorab - Bescheid!

§ 24 NAG : Verschärfung für Verlängerungsanträge:

· Verlängerungsanträge müssen vor Ablauf der Gültigkeitsdauer gestellt werden.

· Ansonsten : gilt als Erstantrag

· Wiedereinsetzungsregelung analog § 71 AVG – 2-Wochenfrist

· „Schonfrist“ bis 30.6.2009.

§§ 44a und 44b NAG Verfahren:

· § 44a NAG: Erteilung NLB gemäß § 43 Abs.2 und 44 Abs. 3 NAG vAw, wenn rk. Ausweisung auf Dauer für unzulässig erklärt wurde.

· VAw nur in diesem Fall möglich.

· Antrag ist nicht vorgesehen. § 73 AVG gilt. Untätigkeit der Behörde kann mit Devolutionsantrag bekämpft werden. 

· Alte „Nichtausweisungen“ durch Asyl- oder Fremdenpolizeibehörde führen zur Vorlage bei der SiD gemäß § 44b Abs. 2 NAG.

· § 44b NAG : Erteilung NLB gemäß § 43 Abs. 2 und 44 Abs. 3 NAG auf begründeten Antrag ;

· Zurückweisung bei rk. Ausweisung, rk. Feststellung dass Ausweisung nur vorübergehend unzulässig ist bzw. Stellungnahme der SiD, dass die Ausweisung nur vorübergehend unzulässig ist, es sei denn, aus dem begründeten Antragsvorbringen geht ein maßgebend geänderter Sachverhalt hervor.

· Von der Zurückweisung ist die Fremdenpolizeibehörde zu verständigen, damit diese „gegebenenfalls“ fremdenpolizeiliche Maßnahmen ergreifen kann.

· Liegt noch keine Entscheidung über Ausweisung vor – Einholung einer Stellungnahme der SiD : gilt nur für Anträge nach § 43 Abs.2 und 44 Abs. 3 NAG : 

· Verständigung der SiD stellt auch sicher, dass die Fremdenpolizeibehörden „in ihrem Zuständigkeitsbereich“ tätig werden können. Liegen die Voraussetzungen für einen Ausweisungsbescheid vor, ist dieser selbstverständlich zu erlassen und sind entsprechende aufenthaltsbeendende Maßnahmen zu setzen. Ein geänderter Sachverhalt gegenüber der Entscheidung im Asylverfahren („Nichtausweisungsfälle“) ist wahrzunehmen.

· SiD hat im Innenverhältnis die zuständigen Fremdenpolizeibehörden zu befassen.

· Verfahren ist gemäß § 25 Abs. 2 NAG einzustellen, wenn eine rk. Aufenthaltsbeendigung vorliegt.

· Anträge nach § 43 Abs. 2 , 44 Abs. 3 und 44 Abs. 4 NAG begründen kein Bleiberecht. Anträge sind nicht zulässig, solange Asylrechtliches Aufenthaltsrecht besteht.

· Bei Folgeanträgen ist ein begründeter Antrag mit Hinweis auf wesentliche Sachverhaltsänderung notwendig, Ansonsten Zurückweisung ohne weiteres Ermittlungsverfahren

